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Mit unserem Schreiben vom 27.10.2014 haben wir Hinweise zur bauplanungsrechtli-
chen Beurteilung von Standorten fur Unterkinfte von Flichtlingen und Asylbegehren-
den tibermittelt und iber die bevorstehende Anderung des Baugesetzbuchs und die
wesentlichen vorgesehenen Anderungen informiert, mit der die Herstellung von Un-
terktnften fur Flichtlinge und Asylbegehrende Uber die bereits bestehenden Mdglich-
keiten hinaus erleichtert und insbesondere auf die sehr restriktive Rechtsprechung
aktueller Entscheidungen vor allem in Baden-Wirttemberg zur (Un)Zulassigkeit von
Gemeinschaftsunterkinften fur Flichtlinge als Anlagen fiir soziale Zwecke im Wege
der Ausnahme in Gewerbegebieten reagiert werden sollte.

Diese Anderung des Baugesetzbuchs durch das ,Gesetz tiber MaRnahmen im Bau-
planungsrecht zur Erleichterung der Unterbringung von Flichtlingen® ist am 26. No-
vember 2014 in Kraft getreten. In den anliegenden aktualisierten Hinweisen zur bau-
planungsrechtlichen Beurteilung von Standorten fir Unterklnfte von Fliichtlingen und
Asylbegehrenden in den verschiedenen Gebietskulissen vom 3. Februar 2015 wurden
die sich daraus ergebenden Anderungen und Ergéanzungen eingearbeitet. Erganzend
wird eine tabellarische Darstellung von Rechtsprechung zur bauplanungsrechtlichen
Zulassigkeit von Unterkunften fur Flichtlinge bzw. Asylbewerber in den verschiede-
nen Gebietskulissen Ubermittelt. Beide Dokumente werden auch auf der Hompage
des Ministeriums fir Verkehr und Infrastruktur zum Download bereit gestellt.

Die Regierungsprasidien werden gebeten, die unteren Baurechtsbehdrden wie auch
die Gemeinden als Planungstréager in ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereichen in ge-

eigneter Weise zu informieren.

Die Kommunalen Landesverb&nde erhalten eine Mehrfertigung dieses Schreibens zur
Information.

Mit freundlichen GriRRen

gez. Kristin Kel3ler

Hauptstitter Str. 67 « 70178 Stuttgart (VVS: Osterreichischer Platz) « Behindertengerechte Parkplitze vorhanden
Telefon 0711 231-4 » Telefax 0711 231-5899 « poststelle@mvi.bwl.de
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1 Einleitung

Die deutlich gestiegene Zahl von Flichtlingen und Asylbegehrenden in Deutschland
fuhrt dazu, dass bereits bestehende Standorte zu deren libergangsweisen Unterbrin-
gung nicht ausreichen, sondern zusétzliche Standorte durch Umnutzung bestehen-
der Gebéude oder Neubau erschlossen werden miissen. Dieser Umstand stelit Bund,
Lénder, aber insbesondere die Kommunen vor groe planerische Herausforderun-
gen.

Gegenstand dieser Hinweise ist es, die bauplanungsrechtlichen Maglichkeiten aufzu-
zeigen, die das Baugesetzbuch und die Baunutzungsverordnung bieten, um Standor-
te fir die Obergangsweise Unterbringung von Fliichtlingen und  Asylbegehrenden zu
finden. Nicht betrachtet wird die Versorgung anerkannter Fliichtiinge und Asylbegeh-
render mit Wohnraum.

Die oben erwadhnten Aufgaben und Zustindigkeiten ergeben sich u.a. aus dem
Asylverfahrensgesetz (AsylVfG). Danach ist bei der Unterbririgung von Asylbegeh-
renden zu unterscheiden zwischen der Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen der
Lénder (§ 44 Absatz 1 AsylVfG, sog. Erstaufnahmeeinrichtungen) und der d'a.ran
anschlieBenden Unterbringung, die in der Regel in Gemeinschaftsunterkiinften
erfolgt (§ 53 AsylVfG). Beide Unterbringungsformen dienen der tbergangsweisen -
Unterbringung. § 50 AsyIVfG regelt die landesinterne Verteilung von Asylbegehren-
den und erméchtigt die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen,
durch Rechtsverordnung die Verteilung zu regeln, soweit dies nicht durch Landesge-
setz geregelt ist. Asylbegehrende werden daher nicht nur in Einrichtungen der Lan-
der untergebracht, sondern abhsingig vom jeweiligen Landesrecht auch in .Einrich-
tungen der Kommunen.

Aufgaben zur Unterbringung kénnen dariiber hinaus u. a. auch fiir solche Ausidnder
entstehen, denen aus vélkerrechtlichen, humanitiren oder politischen Griinden nach
§§ 22, 23 und 24 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) Aufenthalt gewéhrt wird. Auch
fir unerlaubt eingereiste Auslinder kénnen nach § 15a AufenthG Unterbringungs-
pflichten bestehen.

Im Regelfall ergibt sich der Kreis derjenigen Personen, fiir deren Unterbringung zu
sorgen ist, aus den Flichtlingsaufnahmegesetzen der Lénder.

Die Hinweise beriicksichtigen auch die Neuregelungen, Klarstellungen und befriste-
ten Erleichterungen, die durch das Gesetz Gber MaRnahmen im Bauplanungsrecht
zur Erleichterung der Unterbringung von Flichtlingen vom 20. November 2014
(BGBI. | S. 1748) mit Wirkung vom 26. November 2014 in das Baugesetzbuch einge-
fugt worden sind:



¢ Die Belange von Fliichtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung
sind bei der Aufstellung von Bauleitpldnen zu bericksichtigen (§ 1 Absatz 6
Nummer 13 BauGB).

e Es wird klargestellt, dass die Unterbringung von Fliichtlingen oder Asylbegeh-
renden zu den Belangen des Allgemeinwohls gehort, die eine Befreiung von
Festsetzungen eines Bebauungsplans erfordern kénnen (§ 31 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 BauGB).

* Folgende Regelungen gelten befristet bis zum 31.12.2019:

o Unterkiinfte fiir Fliichtlinge oder Asylbegehrende kénnen unter be-
stimmten Voraussetzungen auch dann im unbeplanten Innenbereich
zugelassen werden, wenn sie sich nicht in die ndhere Umgebung einfii-
gen (§ 246 Absatz 8 BauGB). -

o Bauliche Anlagen zur Unterbringung von Fliichtlingen oder Asylbegeh-
renden kénnen unter bestimmten Voraussetzungen im AuRenbereich
als begiinstigte Vorhaben zugelassen werden (§ 246 Absatz 9 BauGB).

o Unter bestimmten Voraussetzungen kann in Gewerbegebieten bei Erst-
aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkiinften oder sonstigen
Unterkiinften fiir die Unterbringung von Fliichtlingen oder Asylbegeh-
renden von den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit werden
(§ 246 Absatz 10 BauGB).

Auf Grundlage des § 246 Absatz 8 bis 10 BauGB kann die zusténdige Behdrde bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2019 entsprechende Genehmigungen bzw. Befreiun-
gen erteilen; ab dem 1. Januar 2020 kann sie von den Regelungen keinen Gebrauch
mehr machen. (Die Geltung der auf Grundlage der § 246 Absatz 8 bis 10 BauGB er-
teilten Genehmigungen bleibt davon unberihrt.)

Die Hinweise gehen auch auf den materiellen Befreiungstatbestand des § 37 BauGB
ein; der vor allem dann zur Anwendung kommen kann, wenn es sich um Aufnahme-
einrichtungen der Lénder i.S.v. § 44 Absatz 1 AsylVfG handelt (s.u. Nummer 4).

2 Zulassigkeit von Vorhaben

2.1 Bauplanungsrechtliche Einordnung von Unterkiinften fiir Fliichtlin-
ge und Asylbegehrende

Unterkiinfte fir Flichtlinge und Asylbegehrende kénnen in vielen Féllen als Anlagen
fur soziale Zwecke zu betrachten sein. Je nach Ausgestaltung der Réaumlichkeiten
und Aufenthaltsbedingungen kann es sich bauplanungsrechtlich aber auch um ein
,Wohnen" handeln.

Der Begriff des Wohnens ist durch eine auf Dauer angelegte Héuslichkeit, Eigenge-
staltung der Haushaltsfiihrung und des héuslichen Wirkungskreises sowie Freiwillig-
keit des Aufenthalts gekennzeichnet. Kriterien zur Abgrenzung der Anlage fiir soziale



Zwecke zum ,Wohnen“ sind namentlich die Zahl der Bewohner, die Beschréankungen
der Lebensfiihrung aufgrund der beengten rdumlichen Verhéltnisse sowie die zeitli-
che Begrenzung des Aufenthalts. (Die Frage der Erforderlichkeit einer bauordnungs-
rechtlich ggfs. erforderlichen Genehmigung fiir die Umnutzung eines bestehenden
Gebaudes ist nicht Gegenstand dieser Hinweise.)

2.2 Grundsticke im Geltungsbereich eines giiltigen Bebauungsplans
geman § 30 BauGB

Durch entsprechende Festsetzungen tber die Art der baulichen Nutzung kénnen die
in §1 Absatz2 BauNVO genannten Baugebiete im Bebauungsplan festgesetzt
werden. Da die Vorschrifften der Baunutzungsverordnung (iber die Baugebiete
Bestandteil des Bebauungsplans werden (§ 1 Absatz 3 BauNVO), ist dem Bebau-
ungsplan jeweils die Fassung der Baunutzungsverordnung zugrunde zulegen, die an
dem Tage, an dem die &ffentliche Auslegung des Bebauungsplans begann, in Kraft
war (§§ 25 - 25 c BauNVO). Die Zuléssigkeit von Unterkiinften fiir Fliichtlinge und
Asylbegehrende richtet sich dann nach diesen Vorschriften.

Dabei ist zwischen der Unterbringung von Fliichtlingen und Asylbegehrenden in
Anlagen fir soziale Zwecke einerseits und in Wohnungen bzw. Wohngebéuden
andererseits zu unterscheiden. Eine weitere neue Nutzungsart ist durch das Gesetz
vom 20. November 2014 (BGBI. | S. 1748) nicht eingefiihrt worden. Dies ergibt sich
auch aus der Gesetzesbegriindung in der es heilt: ,....unberlihrt bleibt die Zuléssig-
keit von Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkiinften fir Fliichtlinge oder
Asylbegehrende in den anderen Baugebieten, in denen Wohngeb&ude und/oder An-
lagen fur soziale Zwecke vorgesehen sind.“ (BT-Drs. 18/2752).

2.2.1 Zulassigkeit von Anlagen fiir soziale Zwecke nach BauNVO

Sofern es sich bei Unterkiinften fir Flichtlinge und Asylbegehrende um Anlagen fiir
soziale Zwecke handelt (siehe dazu oben unter Nummer 2.1), gilt Folgendes:

Allgemein zuldssig sind Anlagen fiir soziale Zwecke nach MaRRgabe der BauNVO in
durch Bebauungsplan festgesetzten

(1) allgemeinen Wohngebieten (§ 4 BauNVO)
(2) besonderen Wohngebieten (§ 4a BauNVO)
(3) Dorfgebieten (§ 5 BauNVO)

(4) Mischgebieten (§ 6 BauNVO)

(5) Kerngebieten (§ 7 BauNVO)



Ausnahmsweise kdnnen Anlagen fiir soziale Zwecke nach MaRRgabe der BauNVO
zugelassen werden in durch Bebauungsplan festgesetzten

(1) Kleinsiedlungsgebieten (§ 2 BauNVO)
(2) reinen Wohngebieten (§ 3 BauNVO)
(3) Gewerbegebieten (§ 8 BauNVO)

(4) Industriegebieten (§ 9 BauNVO)

In durch Bebauungsplan festgesetzten reinen Wohngebieten nach MaBgabe der
Baunutzungsverordnungen 1962, 1968 und 1977 sind Anlagen fiir soziale Zwecke
nicht allgemein-zuldssig bzw. kénnen nicht ausnahmsweise zugelassen werden.

Auf die Einschrankungen aufgrund der Anforderungen zur Gebietsvertraglichkeit der
Vorhaben (siehe Nummer 2.2.4} und zum Ricksichtnahmegebot {(siche Nummer
2.2.5) wird hingewiesen.

2.2.2 Zulassigkeit von Wohnungen und Wohngebéduden nach BauNVO

Sofern es sich bei der Unterkunft fur Flichtlinge und Asylbegehrende um eine
Wohnung bzw. um ein Wohngeb&ude handelt und die Unterbringung rechtlich als
~Vohnen* einzuordnen ist (siehe dazu oben unter Nummer 2.1), gilt Folgendes:

Allgemein zuldssig sind Wohnungen bzw. Wohngebdude nach MaRgabe der
BauNVO in durch Bebauungsplan festgesetzten

(1) Kleinsiedlungsgebieten (§ 2 BauNVO)

(2) reinen Wohngebieten (§ 3 BauNVO)

(3) aligemeinen Wohngebieten (§ 4 BauNVO)

(4) besonderen Wohngebieten (§ 4a BauNVO)

(5) Dorfgebieten (§ 5 BauNVO)

(6) Mischgebieten (§ 6 BauNVO)

(7) Kerngebieten (§ 7 BauNVO) nach MaRgabe der Festsetzungen des Bebau-
ungsplans

Grundsétzlich nicht zuldssig sind Wohnungen bzw. Wohngebéude nach MaRgabe
der BauNVO in durch Bebauungsplan festgesetzten

(1) Gewerbegebieten (§ 8 BauNVO)

(2) Industriegebieten (§ 9 BauNVO)

(3) Sondergebieten, die der Erholung dienen (§ 10 BauNVO), insbesondere
(a) Wochenendhausgebieten
(b) Ferienhausgebieten
(c) Campingplatzgebieten



2.2.3 Zulassigkeit von Unterkiinften fiir Fliichtlinge und Asylbegehrende in
Sondergebieten und auf festgesetzten Gemeinbedarfsflichen

Es besteht die Mdglichkeit, Sondergebiete i. S. v. § 11 Absatz 2 BauNVO mit der
Zweckbestimmung ,Sondergebiet fiir Unterkiinfte fir Flichtlinge und Asylbegehren-
de“ und die Art der Nutzung im Einzelnen darzustellen und festzusetzen. Bei
Sondergebieten mit einer anderen Zweckbestimmung kann im Einzelfall bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen einer Befreiung gemal § 31 Absatz 2 BauGB eine Unter-
kunft fiir Fliichtlinge und Asylbegehrende in Betracht kommen.

Sowohl als Aniage fiir soziale Zwecke als auch als Wohngeb&ude kénnen Unterkiinf-
te fur Fluchtinge und Asylbegehrende auf Gemeinbedarfsflachen
(§ 9 Absatz 1 Nummer 5 BauGB) errichtet oder durch Umnutzung einer vorhandenen
Bebauung eingerichtet werden. Gemeinbedarfsflichen missen im Bebauungsplan
mit einem exakten, zumindest Gbergeordneten Zweck festgesetzt werden und einen
Gemeinwohlbezug aufweisen, dem ein besonderes Nutzungsinteresse der Alige-
meinheit zu Grunde liegt. Sofern die Zweckbestimmung der ausgewéhlten Gemein-
bedarfsflache nicht auf den Betrieb einer Unterkunft fiir Fliichtlinge und Asylbegeh-
rende gerichtet ist, kann eine Unterkunft auf dieser Gemeinbedarfsfliche gleichwohl
bei Vorliegen der Voraussetzungen einer Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplans gemadR § 31 Absatz 2 BauGB auf diesem Weg realisiert werden.
Die als Anlage beigefiigte Einzelfallrechtsprechung (Hinweise dazu unten unter
Nummer 5) enthédlt auch Rechtsprechung zur Zuldssigkeit von Unterkiinften fir
Flachtlinge und Asylbegehrende auf festgesetzten Gemeinbedarfsfléchen.

2.2.4 Gebietsvertraglichkeit

Selbst wenn ein Vorhaben abstrakt nach der BauNVO regelmaRig oder ausnahms-
weise in dem jeweiligen Gebiet zugelassen werden kann, ist als ungeschriebene
Einschrénkung zu priifen, ob es konkret gebietsvertraglich ist (vgl. BVerwG, Urteil
vom 21. Mérz 2002, Az.: 4 C 1/02; BVerwG, Beschluss vom 13. Mai 2002, 4 B
86/01). Hierfur kommt es auf die spezifische Zweckbestimmung des jeweiligen
Baugebiets an. Von maRgeblicher Bedeutung fiir die Bestimmung des jeweiligen
Gebietscharakters sind die Anforderungen des Vorhabens an ein Gebiet, die Auswir-
kungen des Vorhabens auf ein Gebiet und die Erfilllung des spezifischen Gebietsbe-
darfs. Das Erfordernis der Gebietsvertraglichkeit bestimmt nicht nur die regelhafte
Zulassigkeit, sondern erst recht den vom Verordnungsgeber vorgesehenen Ausnah-
mebereich. Zwischen der jeweiligen spezifischen Zweckbestimmung des Baugebiets-
typus und dem jeweils zugeordneten Ausnahmekatalog besteht ein  gewoliter funk-
tionaler Zusammenhang. Das bedeutet: Die normierte allgemeine Zweckbestimmung
ist auch flir die Auslegung und die Anwendung der tatbestandlich normierten Aus-
nahmen bestimmend (BVerwG, a.a.0O.).



2.2.5 Riicksichtnahmegebot gemaR § 15 Absatz 1 BauNVO

Das in § 15 Absatz 1 BauNVO verankerte Riicksichtnahmegebot ist ein planungs-
rechtliches Korrektur- und Steuerungsinstrument, um ein Vorhaben, das nach der
abstrakten Baugebietsfestsetzung im Bebauungsplan eine generell oder ausnahms-
weise zuldssige Nutzung darstellt, im Einzelfall jedoch der Eigenart des Baugebiets
in seiner konkreten Ausgestaltung und Entwicklung widerspricht, als unzuléssig
abzulehnen. Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der baulichen Anlage
(§ 15 Absatz 1 Satz 1 BauNVO) sowie von der baulichen Anlage ausgehende oder
auf sie einwirkende Beléstigungen (§ 15 Absatz 1 Satz 2 BauNVO) kénnen der Zu-
Iassigkeit im Einzelfall entgegenstehen. Hier kénnen auch Belange von Grund-
stiicksnachbam eine Rolle spielen. § 15 Absatz 1 BauNVO dient damit der Erfassung
und Bewidltigung atypischer Fille auf der Ebene des Planvollzugs.

2.3 Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplane

Unterkiinfte fir Fllichtlinge und Asylbegehrende kénnen sowohl als Anlagen fiir sozi-
ale Zwecke als auch als Wohnung bzw. Wohngebaude ausnahmsweise (§ 31 Absatz
1 BauGB) oder unter Befreiung (§ 31 Absatz 2 und § 246 Absatz 10 BauGB) von den
Festsetzungen des Bebauungsplans zuldssig sein.

2.3.1 Ausnahmen nach § 31 Absatz 1 BauGB
Ausnahmen miissen gemaR § 31 Absatz 1 BauGB im Bebauungsplan nach Art und

Umfang ausdriicklich vorgesehen und vom planerischen Wilien der Gemeinde um-
fasst sein.

2.3.2 Befreiungen nach § 31 Absatz 2 BauGB

Eine Befreiung im Einzelfall ist gemaR § 31 Absatz 2 BauGB an das Vorliegen der
nachfolgenden Voraussetzungen gekniipft:

(1) Die Grundzuge der Planung sind nicht bertihrt und

(2) es liegt ein Befreiungstatbestand i. S. d. § 31 Absatz 2 Nummer 1 - 3 BauGB
vor, und

(3) die Abweichung ist auch unter Wiirdigung nachbarlicher Interessen mit 6ffent-
lichen Belangen vereinbar (vgl. zu dieser Anforderung auch Nummer
2.3.3.(2)).



Ob eine Befreiung in Betracht kommt, hdngt von den Umstéanden des jeweiligen Ein-
zelfalls, etwa von der GroRe der Unterkunft fur Flichtlinge und Asylbegehrende im
Verhéltnis zum Gesamtbaugebiet, von einer etwaigen Vorpragung des Baugebiets
(z.B. durch immissionsempfindliche Nutzungen, bereits erteilte Befreiungen) und vom
zuldssigen Nutzungsspektrum des Baugebiets (z.B. ,eingeschrénktes Gewerbege-
biet”) ab. Dass die Unterbringung von Flichtlingen und Asylbegehrenden zu den
Gruinden des Wohls der Allgemeinheit im Sinne des § 31 Absatz 2 Nummer 1 BauGB
gehort, ist nunmehr im Gesetz klargestelit. '

Die als Anlage beigefiigte Einzelfallrechtsprechung (Hinweise dazu unten unter
Nummer 5) zeigt u. a. die Grenzen der Befreiungsmdglichkeiten auf. Der weit (iber-
wiegende Teil der aufgefiihrten Rechtsprechung datiert vor der Anderung der
Rechtslage, die durch das Gesetz iiber MaBnahmen im Bauplanungsrecht zur
Erleichterung der Unterbringung .von Fliichtlingen vom 20. November 2014 (BGBI. |
S. 1748) eingetreten ist, und konnte diese deshalb nicht beriicksichtigen.) Sofern
nicht der Anwendungsbereich des § 246 Absatz 10 BauGB (dazu Nummer 2.3.3)
erdffnet ist, liegt es in Féllen, in denen nicht ausgeschlossen werden kann, dass die
Grundziige der Planung beriihrt werden, nahe, einen neuen Bebauungsplan aufzu-
stellen bzw. einen vorhandenen Bebauungsplan zu dndern (Ndheres dazu unten
unter Nummer 3.1.). '

2.3.3 Befreiungen nach § 246 Absatz 10 BauGB

§ 246 Absatz 10 BauGB enthdlt einen neben § 31 Absatz 2 BauGB tretenden
Sonderbefreiungstatbestand fiir festgesetzte und faktische Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO, auch in Verbindung mit § 34 Absatz 2 BauGB). Nach § 246 Absatz 10
BauGB konnen (anders als nach § 31 Absatz 2 BauGB) bis zum 31. Dezember 2019
Befreiungen auch dann erteilt werden, wenn die Grundziige der Planung beriihrt
werden. Die Regelung gilt fur Erstaufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkiinfte
und sonstige Einrichtungen, die der Unterbringung von Fiiichtlingen oder Asyibegeh-
renden dienen. Die erst im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren vorgenom-
mene Ergdnzung um ,sonstige Unterkiinfte“ zielt darauf, auch andere als die in § 44
Absatz 1 bzw. § 53 AsylVfG genannten Sammelunterkiinfte — unabhéngig von der
Anzahl ihrer Belegpléitze — zu erfassen.

Die Befreiung ist an zwei Voraussetzungen gebunden:

(1) An dem betreffenden Standort miissen Anlagen fiir soziale Zwecke als
Ausnahme zugelassen werden kdnnen oder — aufgrund etwa von Festsetzun-
gen nach § 1 Absatz 6 Nummer 2 BauNVO - allgemein zuldssig sein. Zu pri-
fen ist auch, ob bei einem Ausschluss lediglich bestimmter Arten von Anlagen
fir soziale Zwecke gemaB § 1 Absatz 6 Nummer 1'i.V.m. § 1 Absatz 9 BauN-
VO die betreffende Unterkunft zu diesen ausgeschlossenen Arten gehort.



(2) Die Befreiung muss auch unter Wiirdigung nachbarlicher Interessen mit éffent-
lichen Belangen vereinbar sein. Zu den zu beriicksichtigenden Belangen
gehoren insbesondere auch die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohnverhdltnisse und die Sicherheit der Wohnbevélkerung (vgl. § 1 Absatz 6
Nummer 1 BauGB) sowie die Belange der Fliichtlinge und Asylbegehrenden
(vgl. § 1 Absatz 6 Nummer 13 BauGB) etwa im Hinblick auf Integration und
Teilhabe. Hierbei wird jeweils zu priifen sein, ob die beantragte Fliichtlingsun-
terkunft mit den jeweils zuldssigen Nutzungen im Gewerbegebiet vertraglich
ist. Das kann etwa der Fall sein, wenn die Nutzungen im Gewerbegebiet im
Hinblick auf ihre Emissionen und verkehrlichen Auswirkungen so festgesetzt
sind, dass es Bereiche gibt, in denen eine wohnéhnliche Nutzung nicht unzu-
mutbar gestért wird und durch diese wohnahnliche Nutzung auch keine
Einschrankungen fiir gewerbliche und sonstige zuldssige Nutzungen entste-
hen. Letztlich werden also Standorte in Gewerbegebieten in Betracht
kommen, an denen insbesondere Konflikte mit L&rm- und Geruchsimmissio-
nen nicht zu erwarten sind.

2.4 Grundstiicke innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
geméR § 34 BauGB

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im. nicht beplanten Innenbereich
richtet sich die Zuléssigkeit von Unterkiinften fiir Flichtlinge und Asylbegehrende
nach § 34 BauGB.

Entspricht die Eigenart der ndheren Umgebung einem der in der BauNVO bezeichne-
ten Baugebiete, beurteilt sich die Zulédssigkeit von Unterkiinften fiir Fliichtlinge und
Asylbegehrende gemdR § 34 Absatz 2. BauGB nach ihrer Art allein nach den
entsprechenden Vorschriften der BauNVO. Insoweit gelten die Ausfiihrungen oben
unter Nummer 2.3 entsprechend.

Fir Ausnahmen und Befreiungen ist § 31 Absatz 1 und 2 BauGB gemiR § 34
Absatz 2 BauGB entsprechend anzuwenden. Die Ausfiihrungen oben unter Nummer
2.3 gelten daher entsprechend.

Soweit § 34 Absatz 2 BauGB keine Anwendung findet, also die Eigenart der ndheren
Umgebung nicht einem der Baugebiete der BauNVO entspricht, sind im unbeplanten
Innenbereich Unterkiinfte fur Fluchtlinge und Asylbegehrende zuldssig, wenn sie sich
geméR § 34 Absatz 1 BauGB in die Eigenart der ndheren Umgebung einfligen. Dies
wird hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung i. d. R. dann der Fall sein, wenn die
ndhere Umgebung nicht liberwiegend durch gewerbliche Nutzung, sondern insbe-
sondere durch Wohn- oder wohnéhnliche Nutzung maRgeblich gepréagt wird.

In derart geprégter Umgebung werden Nutzungsénderungen bestehender Schuige-
béude, Beherbergungsbetriebe und ggfs. auch militdrisch genutzter Liegenschaften,
soweit sie der Unterbringung von Personen dienen, in Vorhaben zur Unterbringung
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von Unterkiinften fir Flitchtlinge und Asylbegehrende dem Einfugungsgebot in der
Regel gerecht werden.

Auch die ibrigen Voraussetzungen des § 34 Absatz 1 sind einzuhalten.

Sofern es sich um eine Nutzungsdnderung im Sinne des § 34 Absatz 3a BauGB
handelt, also nicht bereits das Einfligungsgebot nach § 34 Absatz 1 BauGB greift,
kann unter den dort genannten Voraussetzungen von dem Erfordemis des Einfiligens
(§ 34 Absatz 1 BauGB) abgewichen werden.

Nach § 246 Absatz 8 BauGB gilt § 34 Absatz 3a BauGB bis zum 31. Dezember 2019
entsprechend fiir die Nutzungsénderung zuldssigerweise errichteter Geschifts-,
Biro- und Verwaltungsgebdude in bauliche Anlagen, die der Unterbringung von
Flichtlingen oder Asylbegehrenden dienen. Auch hier gilt, dass die Abweichung
auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit éffentlichen Belangen vereinbar
sein muss (vgl. hierzu oben unter Nummer 2.3.3.(2)).

2.5 Grundstiicke im AuBenbereich gemiR § 35 BauGB

Im AufRenbereich kénnen Unterkiinfte fir Fllichtlinge und Asylbegehrende als sonsti-
ge Vorhaben im Einzelfall nach § 35 Absatz 2 BauGB zugelassen werden, wenn ihre
Ausfihrung oder Benutzung 6ffentliche Belange nicht beeintrdchtigt und die
ErschlieRung gesichert ist.

Bei Unterkiinften fur Fllichtlinge und Asylbegehrende kann im Einzelfall auch eine
Rolle spielen,

e ob das Grundstiick nur befristet zur iibergangsweisen Schaffung von Kapazi-
titen fir das Aufstellen von Containern genutzt werden soll bis bspw. an
anderer Stelle eine planungsrechtlich abgesicherte Gemeinschaftsunterkunft
errichtet werden kann oder ein bestehendes Geb&ude als Gemeinschaftsun-
terkunft hergerichtet werden kann, oder

e ob es sich um ein gemeindeeigenes Grundstiick handelt; dies kann eine Be-
fristung oder einen Riickbau des Vorhabens gewahrleisten.

Offentliche Belange sind im Allgemeinen insbesondere beeintrdchtigt, wenn das
Vorhaben
o dem Flachennutzungsplan widerspricht (§ 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
BauGB)
« die natiirliche Eigenschaft der Landschaft beeintrachtigt wird (35 Absatz 3
Satz 1 Nummer 5 BauGB)
o oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung
befiirchten l4sst (§ 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 BauGB).
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Nach § 246 Absatz 9 BauGB kénnen bis zum 31. Dezember 2019 der Zuldssigkeit
eines Vorhabens, das der Unterbringung von Flichtlingen oder Asylbegehrenden
dient, die 0. g. Belange nicht entgegengehalten werden, da die Vorschrift die Rechts-
folge des § 35 Absatz 4 Satz 1 BauGB (,Begiinstigung®) bis dahin fiir entsprechend
anwendbar erkldrt. Voraussetzung ist allerdings, dass das Vorhaben in unmittelba-
rem rdumlichen Zusammenhang mit nach § 30 Absatz 1 BauGB oder § 34 BauGB zu
beurteilenden bebauten Flachen innerhalb des Siedlungsbereichs erfolgen soll. Die
Vorschrift zielt insbesondere auf Flachen in Ortsteilen, die von einer baulichen
Nutzung - nicht notwendigerweise allseitiy — umgeben sind, also innerhalb des
Siedlungsbereichs liegen, aber mangels eines. Bebauungszusammenhangs nicht
nach § 34 Absatz 1 BauGB bebaubar sind.

Auch Abrundungen der vorhandenen Siedlungsentwickiung in Randbereichen
kommen in Betracht, wenn die einbezogenen Fliachen durch die bauliche Nutzung
des- direkt angrenzenden Bereichs entsprechend gepréagt sind, vgl. § 34 Absatz 4
Nummer 3 BauGB. Ein ,unmittelbarer rdumlicher Zusammenhang" ist insbesondere
dann gegeben, wenn die zu bebauende Flidche derart an die bebauten Flachen im
Sinne des § 30 Absatz 1 BauGB und § 34 BauGB angrenzt, dass die geplante
bauliche Anlage nach Emichtung am Bebauungszusammenhang teilnehmen wiirde.
Unberiihrt bleibt die Verpflichtung zur Beachtung anderer offentlicher Belange,
einschlieBlich der in  § 1 Absatz 6 Nummer 13 BauGB ausdriicklich genannten
Belange der Fliichtlinge oder Asylbegehrenden (vgl. auch Nummer 2.3.3(2)).

3 Schaffung von Planungsrecht

3.1 Aufstellung eines neuen Bebauungsplans bzw. Anderung oder Er-
gdnzung eines vorhandenen Bebauungsplans

Gemeinden kdnnen durch die Aufstellung von Bebauungsplénen bzw. die Anderung
oder Ergénzung von vorhandenen Bebauungspldnen geeignete Fldchen fur die
Unterbringung von Flichtlingen und Asylbegehrenden ausweisen. Je nach Ausge-
staltung der Raumlichkeiten und Aufenthaltsbedingungen kann eine Festsetzung als
,Anlagen fiir soziale Zwecke* oder ,Wohnen“ in Betracht kommen (siche dazu oben
unter Nummer 2.1). Zu den Festsetzungsmdglichkeiten in Sondergebieten wird auf
Nummer 2.2.3 verwiesen. Bei einer vorgesehenen Befristung der Nutzung sollte eine
Festsetzung nach § 9 Absatz 2 BauGB gepriift werden.

Das Bauplanungsrecht bietet verschiedene Méglichkeiten zur Beschleunigung eines
Bebauungsplanverfahrens bzw. der Zulassung von Vorhaben:

o Soweit die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 BauGB erfiillt werden, kann
ein Bebauungsplan der Innenentwicklung (Bebauungsplan fiir die
Wiedernutzbarmachung von Flachen, die Nachverdichtung oder andere
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MaBnahmen der Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren aufgestelit
werden.

o Beider Anderung oder Ergénzung von Bebauungsplénen wird ggf. das verein-
fachte Verfahren nach § 13 BauGB in Betracht kommen.

e Unter den Voraussetzungen des § 33 BauGB kénnen Vorhaben wéhrend der
Planaufstellung zugelassen werden. .

e Fir Verfahren nach §§ 13 oder 13a BauGB ist nach § 33 Absatz 3 BauGB
eine Zulassung von Vorhaben in einem frihen Planungsstand mdéglich.

3.2 Satzungen nach §§ 34 und 35 BauGB

Die Gemeinden kénnen durch Satzungen nach § 34 Absatz 4 BauGB geeignete
Flachen fir die Unterbringung von Fliichtlingen und Asylbegehrenden ausweisen; fiir
die Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 BauGB ist § 31 BauGB
entsprechend anwendbar. Sofemn es sich bei der Unterbringung von Fliichtlingen und
Asylbegehrenden um ein Wohnzwecken dienendes Vorhaben handelt, kann auBer-
dem auch die Aufstellung einer Satzung nach § 35 Absatz 6 BauGB Erleichterungen
fur die Zulassung bewirken.

4 Vorhaben des Bundes und der Ldnder gem. § 37 BauGB

§ 37 Absatz 1 BauGB ist ein eigenstédndiger materieller Befreiungstatbestand, der ein
Abweichen von den materiellen stadtebaulichen Vorschriften erméglicht, wenn die
besondere &ffentliche Zweckbestimmung der Bauten dies erfordert (vgl. BVerwG,
Beschluss vom 16.07.1981, 4 B 96.81). Der Gesetzgeber hat unter den Vorausset-
zungen des § 37 Absatz 1 BauGB ein Abweichen auch von solchen Zulassigkeitsvo-
raussetzungen ermdéglicht, von denen selbst die Erteilung einer Ausnahme oder
Befreiung nicht vorgesehen ist. § 37 Absatz 1 BauGB findet auch bei Nutzungsénde-
rungen Anwendung.

Zumindest bei den Aufnahmeeinrichtungen i.S.v. § 44 AsylVfG handelt es sich um
bauliche Anlagen eines Landes. Die baulichen Anlagen, die der landesinternen
" Verteilung i.S.v. § 50 AsyIVfG dienen, sind nur dann als Einrichtungen des Landes zu
bewerten, wenn diese auch in der Zustindigkeit des Landes betrieben werden und
das jeweilige Landesrecht diese Aufgabe nicht bspw. den Kommunen zuweist. (Dies
ist abhdngig vom jeweiligen Landesrecht.)

Der Begriff der ,besonderen éffentlichen Zweckbestimmung® i.S.v. § 37 BauGB setzt
zunéchst eine Unmittelbarkeit der &ffentlichen Zweckbestimmung voraus.

Durch das Wort ,besondere” wird eine dariiber hinausgehende Anforderung an diese-
Zweckbestimmung gestellt. Die besondere éffentliche Zweckbestimmung ergibt sich
bei den-o.a. Einrichtungen, bei denen der Bund oder ein Land Bauherr der MaRnah-
me ist, aus der Notwendigkeit, kurzfristig Erstaufnahmekapazitéten fiir die rdumlich
zusammengefiihrte Unterbringung einer groen Anzahl von Fiiichtlingen und
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Asylbegehrenden fiir einen befristeten Zeitraum zum Zwecke der beschleunigten
‘Durchfitlhrung bestimmter Asylverwaltungsverfahren zu schaffen. Die Einrichtungen
unterscheiden sich daher wegen dieser Aufgabenstellung nach Standort, Art, Ausfih-
rung und Auswirkung von sonstigen Verwaltungsbauten (vgl. zur Atypik bestimmter
Offentlicher Bauten i.S.v. §37 BauGB auch VG Gelsenkirchen, Urteil vom
10.11.2004, 10 K 2105/02, juris, Rn. 33 ff.).

Nur wenn die besondere &éffentliche Zweckbestimmung des Vorhabens es erfordert,
lasst die Vorschrift des § 37 Absatz 1 BauGB eine Abweichung von den materiell-
rechtlichen Vorschriften. des BauGB zu. Zur Auslegung dieses in § 37 Absatz 1
BauGB aufgenommenen Begriffes der Erforderlichkeit kann nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts auf den gleichlautenden Begriff im heutigen
§ 31 Absatz 2 Nummer 1 BauGB zuriickgegriffen werden (Urteil vom 09.06.1978, 4
C 54.75). ,Erforderlich ist die Abweichung dann, wenn sie ,verniinftigerweise“ gebo-
ten ist. Da es sich um eine bodenrechtliche Regelung handelt, muss die Zweckbe-
stimmung des Vorhabens in besonderem Bezug zu dem Standort stehen. Das heifit,
es muss ein besonderes, bodenrechtliches Interesse daran bestehen, dass die Anla-
ge aus offentlichem Interesse gerade an dem vorgesehenen Standort verwirklicht
wird. MaRgebend sind die jeweiligen Umsténde des Einzelfailes; dabei kann es auch
auf Fragen der Zumutbarkeit und Wirtschaftlichkeit ankommen (BVerwG, Beschluss
vom 10.07.1991, 4 B 106/91; zur Standortauswahi fiir Einrichtungen des MaRregel-
vollzuges vgl. auch VG Gelsenkirchen, a.a.0.). Der besonderen 6ffentlichen Zweck-
bestimmung der Anlage sind entgegenstehende &ffentliche Interessen gegeniiberzu-
stellen. Es ist eine Gewichtung der widerstreitenden 6ffentlichen. Belange durchzu-
fuhren. Je stirker das Gewicht der dem Vorhaben entgegenstehenden Belange ist,
umso héher missen die Anforderungen daran sein, mit dem geplanten Vorhaben
von der an sich gegebenen bauplanungsrechtlichen Situation abzuweichen
(BVerwG, a.a.0; Urteil vom 03. 12.1992, 4 C 24.90; Urteil vom 14.02.1991, 4 C
20.88). Die fur die Abweichungsentscheidung nach Landesrecht zustandige héhere
Verwaltungsbehérde wird zu ermitteln haben, ob und welche &ffentlichen Belange im
konkreten Einzelfall relevant sein kénnen, und eine Gewichtung vorzunehmen ha-
ben.

Soweit eine vorhandene Anlage am konkreten Standort umgenutzt werden muss,
kann sich die Erforderlichkeit regelmé&Rig aus der Tatsache ergeben, dass

e sonstige Einrichtungen nicht vorhanden sind bzw. andere Einrichtungen nicht fiir
eine Nutzung zur Verfiigung stehen (BVerwG, Beschluss vom 16.07.1981,4 B
96.81),

o die umzunutzende militdrische Einrichtung wegen der dort vorhandenen infra-
strukturellen Einrichtungen (Sozialrdume, Gemeinschaftskiichen, Gemeinschafts-
rdume etc.) besonders geeignet ist, _

e ein Neubau an anderer Stelle aus Zeit- und Kostengriinden nicht in Betracht
kommt,
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¢ das Gebiet bereits auf Grund der bisherigen Nutzung vorbelastet ist.

Die nach Landesrecht erforderlichen Verfahrensregelungen bleiben unberiihrt.

5 Hinweise zur Rechtsprechung

Seit Beginn der 1990er Jahren ist eine Vielzahl einzelfallgeprégter Rechtsprechung
zur bauplanungsrechtlichen Zuldssigkeit von Unterkinften fiir Fliichtinge und
Asylbegehrende in den verschiedenen Gebietskulissen ergangen. Die als Anlage
beigefigte Tabelle listet — ohne Anspruch auf Vollstéandigkeit — Rechtsprechung auf
und weist zur besseren Einordnung auf Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls
hin.

Die dort aufgefilhrten gerichtlichen Entscheidungen, die vor dem 26.11.2014 ergan-
gen sind, konnten die Neuregelungen durch das Gesetz (iber MaRnahmen im
Bauplanungsrecht zur Erleichterung der Unterbringung von Flichtlingen vom 20.
November 2014 (BGBI. | S. 1748) nicht beriicksichtigen. Zu beachten ist dies insbe-
sondere bei Entscheidungen, die sich auf Vorhaben in den Gebietskulissen ,Gewer-
begebiet® und ,Aulenbereich“ beziehen.



LU

(eyoesidney
Jop BunBipaj3

‘sne ,uauebiapunj/enelssabepapul‘ pun
L,OUID“ BunlaisiaIyuoy Jop Hw Hepaquiswag) Jn) ayoe|4
S|e yonispunio) siem uejdsbunneqag ‘uiaquamaq|Asy

yoeu Bunpiayosjusua}soy| | uoA Bunbuugisiun Nz SISUIBJUOJUYOAA Saule Bunjjeisiny 191096Uyopn 96/2D ¥ '2Y ‘1661
Py 1 Bissenz alp In} BunBiwysuabneg sis)sieq alyer junj jne saulswabje | 1UNp " WOA sSN|ydsag ‘OMmIaAg

1Z19JJaA JYJIU USYLIYISIOA sne ayoejelds s|B yonispunio
apuszinyosiequyoeu 1s1am uejdsBunnegag ‘goneg z sqv L€ § gewsb €1/€8¥9
‘pueisuababsbunjnid Buniaigeg Jajun alyer uysz Jnj yunyiswunsbulyon|4 a+v:zv ‘€10z 1eqopjo L
ol yexbisseinz fqo | Jauie gaueg usp pun Bunyowi3g aip uni Bunbiuysusbneg 191q96UYOAA WOA SSNjyosag “JISAOUUBH DA

1Z19JJ8A JYOIU USYLIYDSIOA

apuazinyasieqyoeu abuiyonid4 0L 121g96uUyop (Bryensjyoal Jylu)
‘pueisusbabsbuninid iny yunysun sje sepneqabsbuninyog pun -sbunjiemisp ssulswable | zW¥L/6S 1€ 2V ‘¥10Z ZIeN 9
yoiu yaybisseinz ‘Iqo sauid Bunziny Jap Bunispuy Jnz BunBiwysusbneg sayosipiel WOA SSN|Yosag ‘zulej\ OA

('3 1) naybisseinz

(ua)jloylapuosag eyiaryses

9sSIINS)91499

a|ja3spung

(¢ a)19g ayals) 10z JOQWSAON "/ Z WOA |Idu waulas ul Bingsbny
OA sep Jnu Jwwiu BunjabainaN aip jne Bnzag usyoionipsny "usyaizaq yalaraquagny” pun Jaigabagiaman” usssiinys}aiges) usp
Ul UBGEBYIOA JNE YoIS aip ‘usbunplayosiu] uap 19g 219puosagsul saIp Js! udjyoeaq nz "usbyaisyoniaq Jydiu (gy.1 'S | '1999) ¥102
JaquianoN "0z WoA uabuijyani4 uoa Bunbuugisiun Jap Bunisydiapg inz Jydsaisbunueidneg wi uswyeuge Joqn z}9sa) sep yainp
uabunjobainapN aip usjuuoy ‘puis uabueblis 10z L 1'9Z Wap 10A alp ‘uabunpiayosiug uayolyouab uspynjebine Jaiy aiq SlemuUly

USSSI|MISIaIqas) UaUapalydSIon uap Ul 1aglamaqAsy

"Mzq obuiyoniJ N} USpumyjioju[) UOA HoyDISSEnZ Uayolpyoaisbunueidneq Jnz bunydaldsjyday UOA bun|o}Sieq oydSue[jaqeL

G10¢ Jenuer puejg

ayumjeunsBuIpyoN|d Ny ajJopuels

(S1L0Z JenUB WOA USSS||NYSISIGar) USUSPSIYISIaA
usp ul uspualysbaqiAsy pun usBuijlyonid UOA ayuNyIRUN JN) USHOPUE)S UOA Bunjisunag uayoiysaisbunuejdneq inz asiemulH Jap § MUYosqy Nz)

abejuy




Liie

paIm

usnuyosiaqn uszield 6¢
uon jeyzedeysbunbajag

‘Jequialan syaigabuyopn ususwabje seule

Japjeleyn yw usbabep isi uieqiamaqhsy 6¢ Jw Bunbajeg
‘usnuIyosIagn usuosiad |/ jne ¢ uon jejizedeysbunbejeg
Jap Buniayamiz alp younp uidjje (UsiyeHsAZInyossiyoay
usbBilamysure wi Buninid Jayosiewwns yoeu)

pJIM 119301 BRILSAS)SIqeD) Jap 8zualg) {1aqiamaqlAsy

(ayo1Bunidsin) L.L AN} yumiisjun auie ul (3zield 6€) swiayusyy 191g8buyopp /8/8€ ST 2V ‘186l unf g
alp Nemos ‘Bissenzun saule Buniapuesbunziny Jnz 6unbiwysusbneg saulewab|y WIOA ssnjyosag ‘uliag oN0
Bisse|nz
Bisseinzun [yom YOIU [yom Jaigabuyopn usuIsl Wi 80amz 9|e1zos Iny
(:uaiyepaAZINYISsIYIY abejuy sie ((ez1e1d 8v) JeqlamaqjAsy I} pusyabiagnion 121g8buyopn 68/565 S 8 1’2V ‘6861 BN 61
sobljlomisula) | uoAep syoas ‘uabunuyomiaip Jomz iny bunbiwysusbneg soulal | WOA ssnjyosag ‘wisyuuepy HOA
Bisse|nz apnegabuyopn sie (azield 8) uiaqiemaq|Asy
Bisseinz uoa BunBuligisjun Inz pusyablaqnioA UOABD SYOOS 18199BUyOM 06/022S 8 :2V ‘0661 1BIN "L L
(:uaiyepansyoesidnen) | ‘usyayUIBUYOAA HOMZ I SNEYUYOAA Jny BunbBiwysusbneg soulal WOA [ISUN ‘WIBYUUBI HOA
181gabuyopn usulal wsuld Jaysiq (usssejab
wpoudsjus bunnegagsbungabuwn {(bunzias)seyaddoq) uayo ‘3 1)
uasamabsne Jeigabuyopn seulswab)e” 191gebuyopn
1Z19[JOA WYDIU UBSYIIYOSIOA s|e yaiaibnz pun (,usyebiapunyi/aneissebepapury” soulowab|e
apuazjnyssieqyoeu "MZq ,2U2J1M“) Jepaquiswac) 1nj ayoe|4 s|e (se1z10506)59))
‘pueisuababsbuninid ue|d-g Wi 1Sl 8Yyde|4 auayol}dq ‘neqnaN-JaulejuodUyOoAA Japo ssuldl | GE/E Y Z 2V ‘G661 Jaquezeq G
yoiu yaxbisseinz Iqo Jn} BunbBiwysuabneg a393s1yaqg aiyer juny jne (sayosipiey) WOA |I8UN ‘sinojlees A0
(uosse|ob
uayo '3 1)
1Z191J3A JYOIU USYLIYOSIOA 1o1096Uyopn
apuazinyosieqyoeu usyoaidsiapm Jyoiu s181qebuyop usulal saulal G6/9029
‘pueisusbabsbuninid SauID Jap{eleyos]aIgqen) SpINM USQRYIOA ‘1agiamaqiAsy soayosIpie) Vv .2V /661 Jaquiazaq g
yolu yaxbisseinz "[qo | Gz Jny yumpisjun sje apnegas aip Iny BunBiwysuabneg (Iyom) WOA [I3YN ‘Jaisuniy OAO




LL/E

‘Bunplayosiug

Jap puejsuabao o
yunIsluNIaqIamaqlAsy
Iop

yoxBisse|nZ ‘Wesyimun
ueidsbunnegag

wi Bunzjes)iso ep
“9epunibaqg pun Bisseinz

‘puIsS Jequuanid OANNEd 9 'sqy
| § ‘goneg | "say 6 § ‘A'S’l 9puUNIS UaYdINeqaIpels auley
a)9aM7 ajeizos Iny uabe|uy JayoljWes ssnNjYossNy usp Jny

uuam ‘JajyajsbunBemgy waula ue japis| uedsbunnegag

"wesyImun Jsi ,(Ja|paisiaqn pun -sny ‘Jaqiemaqihsy
In} SpuUNIBUNBWWES "g’'Z) 9)08MZ d[eIZ0S
iny uabejuy* :syaIgebaglaman) saule ueldsbunnegag

€LTTELN L 2V '¥L0T

Beljue||oJuoXUBWION wi Bunzyes)sa apuablo ‘BesjuejonuoyuswloN | Joigabaquamen | JaqoPiO "0 WOA IsUN ‘HOAAe]
1Zin)sab {1 0¢ JSquisAoN
‘97 WOA abe|saziasan) anau aip Jne YoI3onipsne piim
swiayuyopn sap yexbBissenz aiq oA OANNEd 8 § ydeu (rioz
101gebaquaman) uie Jyais uedsbunneqgag “Jegqiamaq|Asy JaqUIBA0ON "9z WoA abe|saziasan)
N} WIBYUYOAA U1 Ui sapnegaboing uspusys)sias| anau 1Bnyoisyonieq) 6791
sauld Bunzinuwn Jnz splayosegqloAneg usnau ssuie W G NY 2V ‘¥10Z JoaqUaAoN
Bisseinz | Bunpaug pun us)e sap Bungayiny jne abepisbunyoidisp | 101gebaqiemen -2 WOA J1ouN ‘Bingsbny oA
1epIinpab Hueaiyel spinm pun
Bipunyuapie sem (JagiamaqAsy 00S nz siq) Bunbsjaqiaqn
‘us)eyabuie Jyoiu spinm [yeziazinp Jap Bunyjueiyoseg
-1squemaqAsy 0gz Jnj Bunjyoliuisawyeujnelsiy sjenuaz JoIqabyosIy 6012l 92 2V ‘2L0Z'60°€EL
Bisse|nz in} BunbBiwuyausbsbuniabueia a1eisiuyeq aJyer juny jne |/ abejsbuswasn WOA |IBUN ‘UBYaunNiN HOA
"1Z19J49A JYDIU UDISS S)yIalneqg
Sap UBYLIYDSIOA apudzinyosieqyoeu ‘uasaimabyoninz
Bunpunibag Jop uw Benue|g usp HA Sep 2IM 0sSuags Jey
OAQ Seq ‘epinm 1ayoLLe abejuenodg Bunwwisagyoamz
Jap W ayoejunic) uauasaimabsne Jauld jne ayoepunIo YL/Lve
pejeay Jayoipyoadiazijod sie Sunbiwyasuabneg auyo aip / 1o1g96yosin sg 7 :'Zv ‘G0z Jenuer ‘gl
Bisseinz | ‘BunBungeyunsbuliyon|4 aule uabab yois Lyam Jequoep | / abejobuswan

WoA ssnjyosag ‘BinqueH HA0




VLY

Bisse|nzun

Iny usbejuy Jny uswyeusny 1galyos ueidsbunneqeg
‘usbejueiauIRlUCD) USPUBIYILLIS NZ NBU ISMZ U S|19}
‘UspnNEQec) USUSPUBYIOA Ul S|18} ulaqiomaqlAsy QZ1 UOA
BunBuugisiun Jnz goneg z z1esqy L€ § yoeu Bunieyeg
Jajun usbunBiwysusbneg a)alsljoq aiyer 1aMz jne

1e1g9baqiaman

€L/LGL sgaz 'zv ‘eloz une Ly
WoA sshjyasag ‘BinqueH 9A0

Bissenzun

aluuQy uIes UQIsab

Bijleyyoeu syesaq 18igabneg wi Bunpoimuz aydlyoesie}
abusysiq aIp Yyainp yaia|bsneuassalsiu| sjbjopan
,auoziaynd“ Jop Hw Jap ssep ‘Jeq|(e)sisa) yolu yone

19S S8 ‘uayeyos nz Jaigabuyopp uspusgsiiyosue yolpiou
waule pun jaigabalsnpu| usHeqyoeuaq Wauld Usyosimz
,auoziaynd* Uy auie uspunibznyossuolssiwwi| sne ‘sd
19s ,JoIqebiayiampueH” ueidsbunneqag sap Bnzpunio uie
‘puis uyniag Bunue|d Jap abnzpunig alp ssep ‘syoalds
Injep |aiA abejuapy yoeu ep ‘Bupimsiyoal Bunjnid
Jayosuewwns yoeu jsi buniayag ‘yunyisjuniaqiamaqlAsy
sje uswneisBuniNyog pun JeISHISAA

JW SWIBYUYoAA sauld Bunziny Jep Bunispuy Inz goneg
Z 'sqv L€ § yoeu Buniayag Jejun Bunbiwysusbneg

1o1q968qiaman)
(sepjuriyoseq)

(puiapugqe

SL/ILYEZ M LL -2V ‘€102
Jaqopi0 "#1 WOA ssn|yosag
‘webnnis HA sep Bunplayosiug
aydI|ZUBISULIOA 3IP) £1/0GEC

S 82y ‘€10z Jequiezeq /L
WOA ssSN|yosag ‘Wisuuep HOA

Bisse|nzun

yoi6esuanunsyaiqab

39 wi |spib isI yunyiajuniagiamaqgiAsy

‘Jep ayoamz ajeizos Jny abejuy Y9]S ulaqiamaqiAsy
uoA BunbBulgiajun Jnz uiduIRIu0D) UOA Bunjaisiny

1e1gebaqiaman

6ECYL M L N ‘7102
lUN{ "0 WOA [1IBUN ‘USYIUNN DA

Bisse|nzun

‘|ebaj|l [[o1us¥ew yone JIaxydljuisydsiyep

Jayoy yw“ pun |ebaj|l ||aw.o} 1s| USGeYIOA YISHS JydIu
(yoou) apinm Bunialjeg Jaue ‘jyosuid Bunbiwysuabneg
aulg "1eigebagiamany wi 1631 sOpnegac) uspuayalsaq sap
18151010 1o 1s1 uasamabsne 181gaByosi s|e asiom|is}
‘lelgabaqiaman) sie asiem|ia] ugjdsbunnegag uspuasyob
Wi Sep “ONISPUNIS) WauId JNe JunyIajuniaqiamaglAsy
aule U1 sspneqaboing saule BunispuesbunzinN

101096yosiy
/ 1e1qabaqiaman)

vLIZY6L M ¥ "2V ‘¥1L0g isnbny
11 WOA SSNjyosag ‘aynispey A




LLIS

Bisse|nzun

ue sjebuepy uaydl|gayJs pun usyolysesiel saula

[le4 uap in} ‘1ey usyassabue Bigewyoal sie Joigebagiamen
Wi Yunyajuniagiamaqihsy sule Bunialjeg Jaule usjied ul
sjlejuajje Jaysiq Ja ssep ‘uly jnesep Isiom Jeuss ‘OANNeg
| 'sqQy Gl § sop Bunpuamuy JSp 18q 1S9 UIBPUOS ‘JuBAd|al
91U BunzynN usuasse|abnz Jap ya)yolbeluansielqeD
apuaJaisidA} aip uny 19s siaIqabaqiamas) UslaIjuoy|

sap peuabig aip ‘uies Bisse|nz QANNegd g "IN € 'sav

8 § yoeu usbe|uy ul yoamzs)eyjuajny Jepusyabiaqnion
“1abnsiyziny Jyas uie uidjje auugy OANNeqd

| "IN € 'SqQV 8 § yoeu Bunzynuuyopn Jauie uagau .usplam
uyomab Jyou jjos usjeigabagiaman ul ‘s)sigabagqiaman
soule sndA] wep Bunwuwnsagyoamz usuiewabile Jsuies
yoeu ayoaidsjus Joigabaqiama sapjueiyosaq uie yone

- yonbespaaunsieiqeb pelisqe Bigewabal joigebagiamen
wi usles uswloysbunzinN ayoljuyeuyom JJjapuey

ayoamZ jeizos Iny abejuy wn Jjapo BunzinUuyopA wn yois
$3 (O ‘Uayo Jyolgaylesbunpiayosiug sjebuew 1sse)
leuagq ‘Yol Beruansiaiqab Jyoiu 101qaboagiamas) Wi aoemz
8|eizos in} ebejuy s|e yone yunyiajuniaqiomaqiAsy 1s!
HSMY2IJUYBUYOAA Jalyl puniByne {(swneuabe] pun soing
3IMOS) JunylajuniaqiamaqiAsy ul uswnessbuninyog pun
NEISHISA HW SWIBYUYOAA saule BunzinN Jep Buniapuy inz
goneg | 'sqy LE § yoeu swyeusny s[e bunbiwysuabneg

1eIqobaqiaman
(sepjueiyosaq)

ZLI¥0SZ S 82V ‘€102 21BN bl
WOA SSNjYoasag ‘wWisyuuely HOA

usyasnzue yolbeipaauns)aiqab pessge sje

Bigew|abal jeigabagioman) Wi ayunyIsjuUNISgIaMaqiASy
‘pusbaljeyeu s|e Jyaw Inj Wapnz sa }ey jeuss uly

‘ua||@1s Nz Bunzinuusyosimz ualalsliaq Jaule Bunzjesisa
Jap |slZ waep Jw Buniapugue|d JSuId }|eYSgIOA usp

Jaun BunzinyN a16ijyoIsqeaq alp ‘Bapn Uap ine jSiem Jeusas
‘usplem uyniaq Bunue|q Jap abnzpunio) alp |I9M ‘JOA JYoIU
uaball uabunziassneilonasbunialag sne ayoamz a|eizos




LL/9

ep ‘Bissg|nz | Ul usuosIad QOE JNj JunxojuniaqiamaqiAsy uspuayaisaq SPES €6
BuneloA ZINYossyoay |  uspnegabiaureiuo) Iemz sne Jsule bunyollg anz goneg SO ¥l 2V ‘¥661 ZIBN V2
uabijlamisuld wij Z 'sqy L¢ § yoeu Bunialeg Jejun Bunbluyausbneg | 1eigabaqioman WOA ssnjyosag ‘uaysuniy HOA
leqiaJuan Jyolu
yoyneqgajpels ep ‘1qeyab Bjop jne yoissny suley yone
aney bBuniayyeg sieigebagqioman) sap Bunwwnsagyoemz
Jap pun Jasalp usaydssimz Bueyuswwesnz
wajeuouny sjbuew Yo beiuansiaigab yoiu isi
yunmsunIsgqiamagAsy 1aquamadiAsy LG Inj Jundiajun 21L/60v
aula Ul uoisuad Jauis BunispuesbunzinN inz goneg g2 2y ‘210z lequaldas ‘62
Bisse|nzun L 'sqy L€ § gewab swyeusny sje bunbiwysusbneg 1e1g969qiaman WOA SSNUY2Sag ‘ULlamMyds OA
uspneqablelzog pun -sjoyuyeqising
uabljeways ‘uspuaysjis 99| JOANZ uj J8qiemaq|Asy /96111
0€ JnJ Yunyian Jauie Bunyyouig inz goneg |  191qabagieman M G 2V ‘2102 JaquenoN 62
Bisse|nz L 'sqy L¢ § gewab swyeusny sje bunBiwysusbneg (sayosipiey) WOA [1auN ‘Bingsbny oA

(‘Bujenisiyoal Jyolu Js!

lleun seq "uagoyabne Bunbiwysuabneg alp (€1/0L1€ M
Ll "2¥) ¥102° L0 2Z We uebyns oA jey bunbiwysusbneg
Jap Bunyosjuy Inz ualyeuaasyoesidney wy)

‘usyJimsne ayonispunibiequoeN

Jap Jsswmuabig Jap Jaxbinpaqzinyos

aip Jne yone asliamiayolbow saip yolis sauuy

‘g)jl0s u1es uapJom 1Biysuab BunzinN ayodijuyeuyom
sule yolbunidsin sjaiaq uiajos ‘3)||0S UISS WESHIIM

yoou BunBiwyauabneg asalp ulajos ‘paim poapabqe

pun 1ssejlnyiw WIsYuyopa uie iny Bunbiwysuabneg
usyiepa Yol bunidsin asiamisyolbow Jap uoa

(eslam|19)) 1yoiu JagqiamaqAsy Jni Lunyajunsyeyosulawac)
s|e BunzynN alp qo ‘ue abel{ apusauQia

Yolu uyep siq alp jeuss Jap Jyouds uabuqgn wi :uspiam
Jyoepab ueisiy auuQy uayayyolbowsbunbuugiaiun




LLL

Bissejnz

BunisejaqioA ayolgayla JagqiamaqiAsy Iy uaze|d||8is
€1 UoA Bun|j@isiay Jnz pun uisuleluo)-OM ‘Mzq

-U2SEAA JYOB ‘UJBUIBJUODUSYINY JSIA ‘UISUIBJUOIULYOAA
0 uoA Bunjyollg Inz goneg Z 'sqy LE § yoeu Bunisyeg
Jeyun BunBiwysuabneg ajeisuyaq alyer syoses jne

Jelgabaqiaman

26/1291 S 82V 'Z66L !N L1
WOA ssnjyosag ‘Widyuueiy HOA

1Z19149A YDIU UBYLIYOSIOA
apuszinyosleqyoeu
‘pueisuababsbuninid
Jyowu yxbissenz “[qo

Jaqlemaq|hsy
Z1L 1 JnJ UISUIBJUOSUYOAA 1Mz UoA Bunjyolg Inz goneg
Z 'sav L& § yoeu Bunialyag Jajun BunBiwyasusbneg

IEIGETELIEETS)

C6/6EYE
g0l 2y ‘Z661 snbny /g
WOA SSNjyosag ‘Jaisuninl OAO

Bisse|nzun

usbunznN usyoljgqiomab uspuabeid

191986aqloman) sep uap nz Bnzeg wauis ue jjys}

S8 ‘Jequialan Jyolu sjoiqabagioman) sap Japeleyosialqas
nw ep ‘Yo Beipanunsioigab a)oamz ajeizos

iny ebe|uy sje ‘usbijlesaq nz usiyer uyaz yseu yoopal
suo)sajeds ‘(uiaqiamaqg|Asy UoA Bunbulgqisiun) s)oamz
uayolyoes sap uaysisag ine 19)siyad ‘1aqiamaqiAsy

g9z 'Xew Inj uspnegan) 1a1p uoA Bunyolu3 i) goneg

| 'sqy L€ § gewsab swyeusny sie bunbiwysusbneg

1010060 qiaman)

9/.1'¢6
SO 92 1'Zy ‘2661 19900 ‘|
WOA SSN|YIsag ‘UsYduniN HOA

Bisse|nz

us)i2Jyosiagn yodiu 181gabyosiy

SeUBQUOBUSQ UID JNE YJISHONY HW SUsmwIe] ajwwisag
pep pun uabameq Jyn gz pun g usyosimz pjueiyosabuie
Inu abnaziyejsgalleg Jep gauU}edagiaman) Jayeqyoeusq
:BunBeidiop Honispunic) waineqgagun jne 1agiomad|Asy
09 Jn} YunyIajun Usydsipe)s ‘usyoljuyeusydeieq
uajelsleqg alyer juny Jne Jaus Bunjysui3g inz goneg

| 'sqv L¢ § yewsab awyeusny sje BunbBiwyauabneg

1elgabagiamon

ZEG ‘€661 ZMAN -
€6/.02) W 9 1’2V ‘€661 ZIBN 'GZ
WOA ssnjyosag ‘Bingauni OAO

uayo
SH ul usjyoissnesBlop]

puls yynieq

Bunue|q Jep sbnzpunio go ‘yoibel; ‘Jnegaqun pusysblem
yoou Bungabuwn pun jeigabagioman) ‘uassojyosabge
alyer uagais Jaqn Beluaajell ‘sioiqebagqiaman

usjewyds pun usuabozabbue| sauis ayI




LL/8

Bisse|nzun

191U0Y 1YDIU 1SI ‘UBUOSIS G 1N} YunyidjuniaqiamaqiAsy
ul BunispuesbunzinN Jny Bunbiwysuabneg

191q8b3qI1aman)
(sayosipey)

V L1 1ZV ‘8861 J9QUISAON ‘¢
WOA 18U “J8Isuniy OA0

Bisse|nzun

181 yoBow yoiu Bunneqaq|abay sie

(121geBuyopn “Bjje ‘1199byasiN) usisigas) uasispue Ul aIs
Iom 11 usjogab asiemuabiyunuian yunyisjuniagqiemaqiAsy
Jop Bunyyouig uusm ‘Jwwoy yseljag ul Jnu

(goneg g 'sav L€ §) Bunieyeg ssep ‘sismuly Jayoipyouab
‘(INQ "OIN SO°L UOA usjsoyneg auldl) sepneqan

usAISSeW saule Bunjyolig Jny goneq | 'sqv L¢ § gewsab
awyeusny sje bunBiwysuabneg sjeisujeq aiyer uysz jne

Jo1qebaqiaman

LBG ‘2661 ZMAN ‘16/0661
S G 2y ‘1661 Isnbny ‘62
WIOA ssN|yosag ‘wisyuue HOA

1Z19]18A JUY2IU USULIYISIOA
apuszinyoslequoeu
‘pueisusbabsbunjnid
yoiu yaybisseinz [qo

Jnejqejsti4 wnz Bunbijiesag usuapiojabjneun

1nz 19)yoidian Bunwwissquagan ‘1agJamadiAsy

g/ Inj JunyIajun Jaule neg wnz goneg Z 'sqy L€ § yoeu
Bunialyag Jojun Bunbluyasuabneg a)aisuyaq alyepr 1Mz jne

1e1g9b6aqlaman)

L6/€0CE
N 9 2V ‘1661 Joqusidas ‘g
WoA ssnjyoasag ‘Bingaunt A0

Bisseinzun

uazjespunic) usaysineqalpels
uaurswabjje oudsiapim {yoibeiuanunsialqab 1914uoy
ayoamzZ a|e1zos In} abejuy sje yone Jage aiem ‘usayssabue
Bunnegaquyopa sie :s1aigabagiamac) sauls puey we
lagqiamaqiAsy Gg Jnj pundiaun ul sepnegabsbunyiemiap
uabljeways saule nequin Ny goneg | 'sqy L¢ § gewsab
awyeusny sje Bunbiwysuabneg sjsisieq alyer juny jne

191996aqioman
(seayosiey)

L6/ES W | 2V ‘1661 120010 9l
WOA ssnjyosag ‘Bimsa|yas OAO

Bisseg|nz

uapesBunzinN Jaydipalyossiajun

JapuBUIBUSJSN UIS Sialaq Jyosiiay S8 'yp ‘ue
Bunnegaquyopp (spuaball syeiqebagiaman) sap gleylagne)
ue syaiaq a)eg Jalapue ue jzualb uiequoeN uapuabely
Sap geujegagiaman) ‘Junyiayuniaipaissny abiyne|ioa

BUID Ul 0INg MW ReIsyIamIsulRIydg Jaue Bunzinuwn pun
Bunyeisebwin Inz goneg gz ziesqy L¢ § uoeu Buniayag
Jaqun Bunbiwysuabneg aeisujeq aiyer qjeyuisialp jne

1o1qebaqiaman

L6/LcLL)
g8 :zv 'L661 429q0P0 9l
WOA ssnjyosag ‘zusiqoy HAO

agjes}ssapung uspuaIynyaqioA
yol|pJou Jap jne Wie|siyania/ Yoinp SUOPUR)S sap




LL/6

JSNIULLIBA pun s)aigabneg uaq|essap gjeyiauul Jnu jyajseq
Iayojos uis ‘yonidsuesbunisisjiyemabsielqos) usuloy
18y (1o1gebuyopn saulewabie) JeqyoeN ‘1st 1zieseb)ss)

ue|d-g wi ,8|Nyosuasolioyas) - Hepaquiswias) usp Jny ayoej}
1219]48A JYDIU USYLIYISIOA BunjyolUuIg“ S|e ‘e'n sep ¥onispunio) jne (usuosiad O0SE | -sHepaquiswa
apuazjnyasieqyoeu ‘xewl) JagiamaqiAsy iny Bunjyouuleswiyeuinelsiy Jauile 9)z19s006)s9) LL/SBEL
‘pueisuababsbuninid | nz ajnyosuasoloyas Jaule BunispugsbunzinN N} goneg uejdsbunneqgeg MOl "2V ‘€10Z 49d0PI0 ‘€2
o uaxbisseinz ‘[qo Z 'sqy L€ § yoeu Buniayag Jayun Bunbiwysusbneg yainp WOA [IBUN ‘USYDIINUSS|ED DA
"usyaizaquis ZUBASIDY J8UdI[IYo31uSpoqg
UOA 9y92|0s Jnu ssnwi Jagabue|d ‘siagabue|d
sop BunBemqgy Jep ul uabunbisejeg pun usbuniQls
uoA Bunyaizequig uaydijiapious 19p Ya1jyoisuly
Bunysizzualo) "8soJQUa9) In} dINYoS usbijewsys ayoe|}
Jaule |ealy wap jne isa} (bunyemiap/3v3a) JoqiomaqiAsy | -sHepaquiowsd (usyounjuas|an OA
1ny BunjyouueawyeunelsiJ* Bunwwisasgyosmz 9)z195806)s8) | [19UN Sapuabjojydoeu yone ayais)
Jop yw pepaquiswen) usp Jnj syoel4 aule ‘e'n jaigebueld | uejdsbunnegag 3aN'ZL/00L 4 L 2V ‘'v1L0Z IdY
Bisse|nz sep iny} 1z1es uejdsbunnegag “Heljue|ouoqUSWION yoinp ‘01 WOA [IBUN ‘181suniy OA0
gal1aqagiamoan)
WwauIs pun JunyiajuniagqiomaqAsy Jop usyosimz
Bueyuswiwesnz usjeuoIPUN WSUIS UE }|Yd) S8 JequIaiaA
Wyolu syeigabauisnpu| sep Bunwiwinsagyoamz Jsp Jw €0/S¥EL
‘y'p ‘yoibeiyansiaigab Jyoiu 1si ‘punyiajuniagiomaqiisy q ZZ 'ZV ‘€00 19qWenoN ¢
Bisse|nzun Iny (BuniapuesbunzinN) Bunbiwysuabneg 101q0balsnpu| WOA ssnjyosag ‘JaIsuniy OA0

uiayais nz Jamuwn Jabipinmuayossusw U usqe]

ue ‘goneg G 'sqy | § sap 817 youdsiapim JJeqiaipon
YOIU yoijnegalpels ep ‘IoA Jyolu yone uabe| Bunialeg
In} usBunziassnelop ‘Bunzinuidney uayoijqiamab Jauis
nz Bueyuawwesnz 1ajeucipuny uiay yolbeluansiaiqab

98/9G




LL/0L

Bisse|nzun

19)124yosiagn BunzinN e1b1yoisqeaq ‘1aqiemaq|Asy GZ2
InJ Yunyajun auid ul usjep|os 00| N Junyiajunualep|os
Jaule Bunzin Jap Buniepuy inz Bunbiwysusbneg

yolasequaginy

96/€0L N € "2V ‘9661
lagwaza( "Zl WOA ssnjyosag

‘wswwodiop-Binquaposiy OAO

(Bunynid Jeyasuewwns
yoeu) Bisse|nzun

Zie|djjezpuabnpr pun asaimabal ‘peqiaid

‘oasopeg Jlw apue|ablieziald waule jne uiagiomaqiAsy
uoA BunBuugssjun Nz alyer g-g "ed 1N} UISUIBJUOOUYOAA
uon Bunjjalsny ‘Bunupiouy abijlemisulg jne benuy

yolelaquagny

LIEV YL
3 LN T2V ‘vL0Z 12qoPio
‘0l “A ssShjyosag ‘usysuniy OA

1Z19]JaA JYDIU USYLIYISIOA
apuazjnyos.leqyoeu
‘puejsuababsbuninid
1yoiu yoxbisseinz “Iqo

awiyeuy2ISHONY 19p 10gac) sep uabab golsiap uiey :jjos
uaualp Bunneqag uspeqyoeuaq uspuaball azuaibsiaigen
Jop syasual sap Znyog wap yone uejd-g wauis ul
uabunsiamsnes]alqan) siaqabuejd sap US|IIM Uslequuala
Wap YoeU UUSM yoel}ag ul UUEp JNU JLIWOY JBY2|0s

uia ‘(1e1gsbuyopn saulal sabissoyasebuia) uleqyoeN

sap yonidsuesBunyjeylasiaigas Jopusjaibiaqnsisiqab
uley ‘ayoe|4 usuasamabsne a|nyos”

Z1esnz Wap W Jepaquiswas) Jnj axonispunibneg”

sje Jaula Jne (Jauyomag 1omz af in} us}dyuIBUYopA 0E)
Jalopuemnz pun asojyoepqQ Jn} Junyiajunsyeyosuiswas)
Jaule nz sapnegabinyog usbijeways

saule BunispuesbunzinN iny goneg g 'sqy LE § yoeu
Buniayag Jeun Bunbiwyauabneg s)a)siyaq alyer g'| jne

ayoel}
-s|Iepaquidwacn)
ajz1esab)sa}
ue|dsbunneqeg
yoinp

€L/ZSYE
36 'zv ‘€102 Joquialdes ¢|
WOA ssnjyosag ‘BinqueH HA

uayNIag SWYBUIYDISHINY Jap 10089 SSPUSZINYISPUP
Jne Bloy3g yw yoiu yone Bunpiayosjuasbunialeg

Jap "|6zq uaxieqinwinzun siebuew

yoIs uuey| JequoeN ‘ualeigabneg usydijpsiyossiajun

Ul UIBpUOS ‘saule geytaull Jyoiu uabaj| ‘puis }6e|ab)say
uauesbunzinN ayolpaIyosiaun seigabue|dsbunnegag
SauI9 gjeyauul aIp Jn} ‘@yonispunio

‘ZnyoslequoeN uspusyialblagnsisiqab usuiey




LLLL

1Z19]J8A JYOIU UBYLIYOSIOA
apuszjnyosieqyoeu
‘puejsuabobsbunjnid
you yexbisseinz fqo

191g9buyopn wauswablje nz yeyosieqyden

ul yonispuniBsyolalaquagny jne Jaqiemaq|Asy

0L Inj yunajuniagiamaqiAsy Jaute bBunyoull inz
BunBiwysuabneg (awes)Jmun Jayjwuwiisaqun usbom)

yolelequagny

26/9892 9 L "2V ‘2661
IINF “22 WOA [I8UN J81suniyi A0

1Z19149A JY2IU USYLYISIOA
apuazinyosleqyoeu
‘puelsuababsbuninid
Jyoiu yaxbisseinz °lqo

yolaiagsbunipais

ue ssNyosuy wi yonispunibsyoisioquagny

Jne JaqlameqiAsy 69 Jn) UIBUIBJUODUYOAA UOA

BunzynN pun Bunyyolug anz BunBiwysusbneg ajeisuyeg

yolalaquagny

Z6/vvLe 9 0L 2V ‘2661
IINF "L WOA [19UN JSISUNN OAO0

U9JNIIOAISY US)aNYdINeg uayoljziesnz uoa Bunjyouig

1nz yayBipuamioN alp Jny abuemzyoeg assimab uuey

pun 1yoimas) sayoaljgayse Bunzynp Jep Bueywn pun ayoe|q
4oeU JeYy uagqeyloA ‘uayoinjeq nz isi bunjpaisiepids
Jaule Bunysysiug ‘usbipalljaq nz JaglamaqiAsy

Jap suaga uayolbe} sep assiuunpag wn ‘us|als
yolaiaquagny usp ue syonidsuy apuaysbiayam yone
BunzinN anau aip apinm Bungalyosig JayoIIySXIaA uagau
‘Jne aWa|qo.d aysliNega)pels anau jsism pun BunzinN
usyosuel|iw usygnabsne J0ANZ Jap ajaigsuoleleA alp




	Anschreiben Änderung planungsrechtlicher Hinweise
	Hinweise zur bauplanungsrechtlichen Beurteilung von Standorten für Unterkonfte von Flüchtlingen und Asylbegehrenden
	4087_001



